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Anlage 1 


Vorschläge zur Ausgestaltung der Rechts Verordnungen zu 

§§ 5 und 53 BBesG 


A. Zum Inhalt einer Reclitsverordnung gemäß 
§ 5 Abs. 6 Satz 3 BBesG 

Eine Überschreitung der Obergrenzen des § 5 
Abs. 6 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes ist nach 
Maßgabe sachgerechter Stellenbewertung zuzulas- 
sen 


1. für die Steuerverwaltungen der Länder insoweit, 
als die Planstellen 


d) für Steuer-Außenprüfer 

mit einem Anteil von höchstens 

70 vom Hundert in der Besoldungsgruppe 

A 9 

und mit dem verbleibenden Anteil in der 
Besoldungsgruppe A 8 

ausgebracht werden; 


2. für die Justizverwaltungen der Lander insoweit, 
als die Planstellen 


für Rechtspfleger, die überwiegend in Zwangs- 
versteigerungs-, Zwangsverwaltungs-, Kon- 
kurs-, Vergleichs-, Grundbuch-, Register- und 
Familienrechtssachen tätig sind, 

mit einem Anteil von höchstens 
5 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 13, 

20 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 12, 

45 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 11 

ausgebracht werden; 

für die Allgemeinen und Inneren Verwaltungen 
der Länder insoweit, als die Planstellen 

für Beamte des gehobenen nichttechnischen 
Dienstes, die oberhalb der Ortsinstanz 

a) in Aufsichtsbehörden mit der Finanzierung 
und Prüfung von Maßnahmen der Infra- 
und Wirtschaftsstruktur und des Bildungs- 
wesens oder 

b) mit Standesamtsaufsicht oder 

c) mit Körperschaftsaufsicht einschließlich der 
Rechnungsprüfung der Haushalte von Bund, 
Ländern, Gemeinden und Gemeindever- 
bänden 

befaßt sind, 

mit einem Anteil von höchstens 

10 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 13, 

30 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 12 

und mit dem verbleibenden Anteil 

in der Besoldungsgruppe A 1 1 

ausgebracht werden; 

für technische Verwaltungen der Länder inso- 
weit, als die Planstellen 

für technische Hauptsachbearbeiter 
mit einem Anteil von höchstens 

5 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 13, 

15 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 12, 

40 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 11 

ausgebracht werden; 


a) für Betriebsprüfer, die überwiegend Konzerne 

oder gewerbliche Großbetriebe mit einem | 
Jahresumsatz von mehr als 20 Millionen DM 
prüfen, 3. 

mit einem Anteil von höchstens 

50 vom Hundert in der Besoldungsgruppe 

A 13 

und mit dem verbleibenden Anteil in der 
Besoldungsgruppe A 12, 

b) für Betriebsprüfer und Stcuerfahndungsprü- 
fer, die überwiegend die übrigen Großbetriebe ' 
und größere gewerbliche Fabrikationsmittel- 
betriebe mit einem Jahresumsatz von mehr : 
als 1,2 Millionen DM oder einem steuerlichen 
Gewinn von mehr als 60 000 DM prüfen, 

mit einem Anteil von höchstens 

40 vom Hundert in der Besoldungsgruppe 

A 12 

und mit dem verbleibenden Anteil in der 
Besoldungsgruppe All, 

c) für Betriebsprüfer und Steuerfahndungsprü- 
fer, die die übrigen Betriebe prüfen, 

mit einem Anteil von höchstens 

75 vom Hundert in der Besoldungsgruppe 

A 11 

und mit dem verbleibenden Anteil in den 
Besoldungsgruppen A 10 und A 9, . 
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5. für die überwiegend im Bereich der Ablaufpla- 
nung und Programmierung von Arbeitsverfahren 
unter Einsatz von elektronischen Datenverarbei- 
tungsmaschinen und Systemprogrammen ver- 
wendeten Beamten der Länder insoweit, als die 
Planstellen 

mit einem Anteil von höchstens 
lö vom Hundert in der Besoldungsgruppe A Id, 
20 vom Hundert in der Besoldungsgruppe A 12, 
50 vom Hundert in der Besoldungsgruppe A 11 
aus geh rächt werden; 

6. für alle nichttechnischen und technischen Ver- 
waltungen insoweit, als die Planstellen 

für Beamte des mittleren Dienstes, die Sach- 
bearbeiteraufgaben wahrzunehmen haben, die 
ihrer Art nach Aufgaben des Eingangsamtes 
des gehobenen Dienstes sind, aber wegen ihrer 
Wertigkeit Spitzenämtern des mittleren Dien- 
stes übertragen worden sind, 

mit einem Anteil von höchstens 

80 vom Hundert 

in der Besoldungsgruppe A 9 

und mit dem vei^bleibenden Anteil 

in der Besoldungsgruppe A 8 

ausgebracht werden. 


B. Zum Inhalt einer Rechtsverordnung 
nach § 53 Abs. 2 Satz 3 BBesG 

In den nachfolgend aufgeführten Sonderlaufbah- 
nen sind die Obergrenzen für ßeförderungsämter 
wie folgt zu bestimmen: 

1. im Polizeivollzugsdienst 

a) bei der Schutzpolizei (mittlerer Dienst) 

in den Besoldungsgruppen A 6/A 7 

30 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 8 

35 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 9 

35 vom Hundert, 

b) bei der Kriminalpolizei (mittlerer Dienst) 

in der Besoldungsgruppe A 8 

30 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 9 

70 vom Hundert, 

c) im gehobenen Polizeivollzugsdienst 

in den Besoldungsgruppen A 9/A 10 

50 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 11 

30 vom Hundert, I 


in der Besoldungsgruppe A 12 

15 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 13 

5 vom Hundert; 

I 

I 

I 

! 2. im Amtswaltsdienst 

in der Besoldungsgruppe A 12 

40 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 13 

60 vom Hundert; 

3. im Gerichtsvollzieherdienst 

in der Besoldungsgruppe A 8 

30 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 9 

70 vom Hundert. 


Erläuterung 

1. Die Vorschläge beschränken sich auf die Erfas- 
sung von neun Funktionsgruppen der sog. 
Regellaufbahnen und im Bereich der sog. Son- 
derlaufbahnen — - ohne funktionelle Abgren- 
zungen — auf den mittleren und gehobenen 
Pölizeivollzugsdienst, den Amtsanwaltsdienst 
und den Gerichtsvollzieherdienst. 

2. Die Vorschläge stehen unter dem Vorbehalt, 
daß die endgültige Meinungsbildung des Bun- 
desrates erst bei seiner Beschlußfassung über 
die von der Bundesregierung vorzulegenden 
Rechtsverordnungen erfolgt, zumal dann erst 
ersichtlich ist, welche Vorstellungen die Bundes- 
regierung hierzu für ihren Bereich entwickelt 
hat. 

3. Um der auf der Grundlage des 1. BesVNG im 
Zusammenhang mit den dazu gefaßten Ent- 
schließungen des Deutschen Bundestages ange- 
strebten Neuordnung des Besoldungsrechts nicht 
vorzugreifen, sieht der Bundesrat im gegenwär- 
tigen Zeitpunkt von Vorschlägen zu Gesetzes- 
änderungen ab. 

4. Die finanziellen Auswirkungen der Rechtsver- 
ordnungen entsprechen bei Aus, Schöpfung aller 
Möglichkeiten einer linearen Besoldungserhö- 
hung — von Land zu Land unterschiedlich — 
von bis zu 0,25 vom Hundert. Im Verhältnis zum 
gesamten Besoldungsaufwand bei den Ländern 
in Höhe von jährlich rd. 30 Mrd. DM kann 
demnach der durch die Rechtsverordnungen be- 
dingte Mehraufwand im Länderbereich auf etwa 
75 Millionen DM jährlich geschätzt werden. 

5. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß sich eine 
Überschreitung der Obergrenzen für bestimmte 
Funktionsgruppen innerhalb der Regellaufbahn 
(§ 5) und die Schaffung von Obergrenzen für 
Beförderungsämter innerhalb von Sonderlauf- 
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bahnen {§ 53) in einem engen Rahmen halten 
müssen, damit der gerade unter Aufwendung 
sehr erheblicher Finanzmittel erreichte Stand 
der Besoldungseinheit nicht aufs neue gefährdet 
wird. 

6. In dem Zusammenhang ist auch darauf zu ver- 
weisen, daß die in der Entschließung des Bun- 
destages vom 3. März 1971 (vgl. ^ Druck- 
sache 123/71 Anlage unter D) angesprochene Be- 
reitschaft des Bundesrates, unter dem in seiner 
Entschließung bei Verabschiedung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neurege- 
lung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
am 12. März 1971 (vgl. Drucksache 123/71 
— Beschluß — ) zum Ausdruck gebrachten Vor- 
behalt steht. Es war dem Bundesrat in der zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht möglich, Maß- 
stäbe für die Heraushebung von Funktions grup- 
pen gemäß § 5 BBesG zu finden. Er konnte auch 
auf einschlägige Ergebnisse der mit der Ämter- 
bewertung und der Schaffung eines geeigne- 
ten Dienstpostenbewertungsverfahrens befaßten 
Gremien nicht zurückgreifen, weil deren Arbei- 
ten noch nicht abgeschlossen sind. 

7. Die Schwierigkeiten für die Feststellung von 
Überschreitungen der allgemeinen Stellenober- 
grenzen im Rahmen -des § 5 BBesG liegen insbe- 
sondere darin, daß die Organisations- und die 
Personalstruktuf nicht nur von Land zu Land, 
sondern auch innerhalb der Länder von Ressort 
zu Ressort verschieden sind, und allgemeingül- 
tige Kriterien für die Bewertung zur Zeit nicht 
vorliegen. Nach dem derzeitigen Stand müßten 
solche Unterschiede innerhalb der Länder nach 
Maßgabe sachgerechter Bewertung ausgeglichen 
werden. 


8. Jede Abweichung von den Obergrenzen nach 
§ 5 Abs. 6 BBesG ist auch mit der Gefahr be- 
lastet, daß daraus Berufungen entstehen. 

9. Bei § 5 BBesG ist zudem zu beachten, in wel- 
chem Umfange der jeweiligen Aufgaben-, Orga- 
nisations- und Personalstruktur bei Anwendung 
der allgemeinen Obergrenzen bereits Rechnung 
getragen wird. Nur in dem Maße, wie dies nicht 
der Fall ist, kann eine Überschreitung der Ober- 
grenzen zugelassen werden. Dies gilt auch für 
die in der Entschließung des Bundestages 
Drucksache 123/71 Anlage unter D) genannten 
Beamtengruppen, Weiterhin war zu berücksich- 
tigen, daß bei den verschiedenen Laufbahnen 
die gleichen Maßstäbe angelegt werden. 

10. Bei der Ermittlung der Beförderungsämter sind 
die im § 5 Abs. 6 Satz 1 BBesG vorgeschriebe- 
nen Obergrenzen sowohl auf die Stellen der in 
den genannten Funktionsgruppen erfaßten Be- 
amten als auch auf die Stellen der übrigen Be- 
amten anzuwenden. 

Bei den Stellen der in den genannten Funktions- 
gruppen erfaßten Beamten kann dann die ge- 
setzliche Obergrenze bis zu dem im einzelnen 
aufgeführten Prozentsatz nach Maßgabe sach- 
gerechter Bewertung überschritten werden. 

Soweit die Anwendung der gesetzlichen Ober- 
grenzen auf die Stellen der nicht in den genann- 
ten Funktionsgruppen erfaßten Beamten wegen 
der Herausnahme dieser Funktionsgruppen die 
Schaffung zusätzlicher Beförderungsämter er- 
möglicht, sind diese in erster Linie den Beamten 
vorzubehalten, deren Funktionen denen der in 
den genannten Funktionsgruppen erfaßten Be- 
amten nach Maßgabe sachgerechter Bewertung 
gleichwertig sind. 


4 



Deutscher Bundestag — 6 . Wahlperiade Druc ksache VI/2256 


Anlage 2 


Material für Gesetzesänderungen 


1. In. § 53 Abs. 5 RP>esG isl [cjlyenücn' Satz anzutü- 
gen: 

„Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates zu bestimmen, daß ein Teil der Beamten 
des mittleren Polizeivollzugsdienstes in der Be- 
soldungsgruppe A 9 aut herausgehobenen Dienst- 
posten eine ruhegehaltlähige Stellenzulage in | 
Höhe von 75 v. H. der Dillerenz der Endgrund- | 
gehälter in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10 | 
erhält." ' 

Begründung 

Die Besonderheiten des Polizeivollzugsdienstes | 
erfordern eine Anhebung des Spitzenamtes im 
mittleren Dienst. 

V^gl. auch Drucksache 123 1 71 Ziffer 4 b. 


2. Unter Artikel II sind in § 2 Abs. 2 Satz 2 des ' 
1. BesVNG hinter dem Wort „haben" ein Komma 
und folgende Worte anzufügen: 

„sowie Beamte des gehobenen technischen Dien- ' 
stes, die noch ohne Abschluß einer Ingenieur- j 
schule angestellt worden sind, wenn sie im Zeit- ! 
punkt der Verkündung dieses Gesetzes ein Amt j 
bekleiden, für das nach geltenden Laufbahnvor- : 
Schriften die Abschlußprülung einer Ingenieur- ■ 
schule vorgeschrieben ist." 

Begründung : 

Nach Artikel II § 2 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz | 
des 1. BesVNG ist für die Gewährung einer Tech- ' 
nikerzulage das Bestehen der Abschlußprüfung | 
an einer Ingenieurschule Voraussetzung. In ver- j 
schiedenen Ländern bestanden indessen bereits 
bisher Regelungen, die die Gewährung der Zu- 
lage nicht auch von der Ablegung einer solchen 
Abschlußprüfung abhängig machen. i 

Die vorgeschlagene Ergänzung will es nunmehr , 
wiederum ermöglichen, daß auch Beamte, die : 
lediglich eine behördeninterne Prüfung abgelegt i 
haben, eine derartige Technikerzulage erhalten; ■ 
dies gilt dabei insbesondere für die Beamten ' 
„alter Art", von denen zwar bei der Einstellung 
keine Ingenieurprüfung gefordert wurde, die 
aber eine Ausbildungszeit von dVä» Jahren ablei- 
sten mußten. 

Die entsprechende Regelung sollte dabei — 
ebenso wie die geltende Regelung — mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1971 in Kraft treten. 

Vgl. auch Drucksache 123 1 71 Ziffer 6. 


1 3a. Unter Artikel II ist § 16 wie folgt zu fassen: 

„§ 16 

fl) Für Polizeivollzugsbeamte gilt Abschnitt 1 
§ 6 Abs. 2 bis 4 entsprechend. 

(2) Die Polizeivollzugsbeamten der Besol- 
dungsgruppe A erhalten nach Abschluß ihrer 
Ausbildung oder von dem Zeitpunkt ihrer Ver- 
wendung im Einzeldienst an eine nicht ruhe- 
gehaltfähige Stellenzulage (Polizeizulage) von 
120 DM. Diese tritt an die Stelle bisher in lan- 
desrechtlichen Vorschriften ausgebrachter Stel- 
lenzulagen, Polizeizulagen, Zulagen oder Zuwen- 
dungen für Posten- und Streifendienst und ent- 
sprechender Zulagen sowie an die Stelle von 
Zehrzulagen. Für die nicht von Satz 1 erfaßten 
Polizeivüllzugsbeamten gelten die bisherigen 
Landesvorschriften fort; sie dürfen nicht zugun- 
sten der Beamten geändert werden. 

(3) Die Zulage nach Absatz 1 ist vom 1. Juli 
1972 ruhegehaltfähig. Werden Zulagen entspre- 
chend § 6 Abs. 2 bis 4 auf Grund einer Regelung 
nach § 15 zu einem früheren Zeitpunkt ruhe- 
gchaltfähig, so gilt bis zum 30. Juni 1972 diese 
Regelung entsprechend. 

(4) Die Polizeivollzugsbeamten des Landes 
Berlin erhalten die Polizeizulage als ruhegehalt- 
fähige Stellenzulage; sie gilt für die Berechnung 
des örtlichen Sonderzuschlages {§ 41 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes) als Bestandteil des 
Grundgehalts. 


Begründung 

Durch die Polizeizulage sollen die Besonderhei- 
ten des Polizeivollzugsdienstes abgegolten wer- 
den. Hiermit ist nicht vereinbar, der Polizei die 
allgemeine Zulage, die am 1. Januar 1973 in die 
Grundgehaltstabelle eingeschmolzen werden soll, 
in der Übergangszeit vorzuenthalten. 

Die Polizeizulage muß auch den im Einzeldienst 
verwendeten Polizeivollzugsbeamten gewährt 
werden, wie dies in der Mehrzahl der Länder 
bereits geltendes Recht ist. 


3b. Die Bundesregierung wird gebeten sicherzustel- 
len, daß die Maßstäbe für die den Beamten im 
Sicherungsdienst von Bund und Ländern (Poli- 
zeivollzugsdienst, Verfassungsschutz, Nachrich- 
tendienst) gewährten Zulagen und Aufwandsent- 
schädigungen vereinheitlicht werden. 
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4. Unter Artikel II ist 

in § 16 Abs. 1 der Satz 3 der 1. BesVNG wie folgt 
zu fassen 

b'/w. 

die vorgesclildgene neue Fassung dos § 16 durch 
folgende Yorschritt zu (nganzen: 

Polizei vollzugsbeainte, die die Vorcjussetzun- 
qen des Artikels II § 2 oder § 3 erfüllen, er- 
halten neben der Polizeizulage ini mittleren 
Dienst eine Zulage von 20 DM und im gehobe- 
nen Dienst cm ne Zulage von 4:") DM." 

B e g r li n d ii n g 

Polizei voll/ugsbeainl(\ dit‘ in ilutn' Ptnson die 
Voraussetzungeji für die Gewährung der Techni- 
ker- odtn- Programmiererzulagc' erfülhm, sollen 
diese Zulagen tcnlweise zusätzlich erhalten kön- 

IKMl. 

Vgl. aucii DriKkstiche 123 1 71 Ziller 0. 

■). Die Bundesi (Hjierung wird gebetcni /u prüfcni, 
ob und in welchem Umfang in der Frage der 
Gleichbehandlung der Beamten des Einsat/dien- 
stes der Berufsfeuerwehren und bei den Justiz- 
vollzugsanstalten mit den Polizei vollzugsbeani- 
ten bei der Zulagengewährung Gesetzesänderun- 
(jon erforderlich erscheinen und gegebenenfalls 
Entsprechendes zu veranlassen. 

6. In § 53 Abs. 2 Satz 1 BBesG ist der Punkt durch 
ein Semikolon zu ersetzen und folgender Halb- 
satz anzu fügen; 

„diese Voraussetzungen gelten für die Lauf- 
bahnen 

des mittleren und gehobenem Dienstes der 
Steuerverwaltung, 

des gehobenen Dienstes der Justizverwaltung 
und 


des gehobenen Dienstes der technischen Ver- 
waltungen 

als erfüllt." 

7. Nach § 53 Abs. 2 BBesG ist folgender Absatz 2 a 
einzufügen: 

„(2 a) Abweichend von Absatz 1 sind das Ein- 
gangsamt des mittleren Dienstes der Steuerver- 
waltung der Besoldungsgruppe A 7 und das Ein- 
gangsamt des gehobenen Dienstes der in Ab- 
satz 2 genannten Laufbahnen der Besoldungs- 
gruppt? A 11 zuzu wc'isen." 

8. Die sich aus d(m Vorschlägen zu 6. und 7. erge- 
benden Folgewirkungen, insbesondere für den 
liöheren Dienst, sinfl die Gesetzesänderung ein- 
zub(}zieh(m. 

B c' g 1 ü n d u n g zu (>. bis 8. 

Es ist nicht vertretbar, in der Diskussion befind- 
liche Strukturverbesserungen nur für eine Beam- 
tengruppe zeitlich vorzuziehen. Wenn eine 
1 loherbewertung des Polizeivollzugsdienstes 
durch Ausbringung eines neuen Spitzenamtes 
oberhalb von Bes. -Gr. A9 und durch Aufstok- 
kung der Zulagen für erforderlich gehalten wird, 
ist es unabdingbar, die gleichfalls z. Z. bereits 
geforderte Höherbewertung der Steuer-, Justiz- 
und technischen Dienste und die sich daraus er- 
gebenden Folgewirkungen für den höheren 
Dienst in die Vorschläge einzubeziehen. Insbe- 
sondere für die Steuerbeamten ist eine weitere 
besoldungsmäßige Zurücksetzung mit dem for- 
malen Hinweis, sie bildeten keine Sonderlauf- 
bahn, schlechthin unzumutbar, weil für sie im 
Gegensatz zu den anderen Beamtengruppen be- 
reits seit mehreren Jahrzehnten qualifizierte 
Ausbildungs Voraussetzungen gelten. 



